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Als EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker vor
einem Jahr seine Rede zur Lage der Union hielt, schien
die EU kurz vor demUntergang zu stehen. Inzwischen
hat die Konjunktur angezogen, nationaleWahlen ver-
liefen für die EU besser als befürchtet, undwennAngela
Merkel in Deutschlandweiterregiert, ergibt sich ein
Zeitfenster, umdie noch immer gespaltene EU zu repa-
rieren.Wie? Jedenfalls nicht so, wie es Juncker diese
Woche in seiner Rede zur Lage der Union getan hat –mit
Pathos und Einfallslosigkeit. Als Rezept gegen die Krise
der EU empfahl er, was EU-Funktionäre seit je empfeh-
len:mehr EU. ZumBeispiel beim Euro. Somüssten
möglichst viele EU-Ländermöglichst bald den Euro
übernehmen, «wennwir wollen, dass der Euro den
Kontinent eint statt spaltet». Notfallsmüsseman die
Ländermit Subventionen in den Euro bringen. Juncker
tat so, als habe es die Diskussionen der letzten sieben
Jahre nie gegeben. Ist das zwanghaftes Verhalten? Hart-
näckige Verdrängung? Oder versucht er die anstehende
Debattemit inhaltlichweitgehenden Vorschlägen tak-
tisch so zu formen, dass nüchternere Kritiker schnell als
Kleinkrämer unter Nationalismusverdacht geraten? Es
ist jedenfalls das falsche Rezept. Die EU vonmorgen
braucht nicht Pathos, sondern Realitätssinn und viel-
leicht sogar denMut zuweniger EU. (tis.)

Pathosvongesterngefährdet
dieEUvonmorgen

Jean-Claude Juncker

AmDienstag stürzte eine PC-7 der Luftwaffe am
Schreckhorn (BE) ab; der Pilot konnte nur noch tot
geborgenwerden. Damit setzt sich eine auffällige Serie
schwerer Flugunfälle fort, die 2011 begann, sechsMen-
schenleben undmit demVerlust von sieben Flugzeugen
auchDutzendeMillionen kostete.Mitmittlerweile eini-
ger Routinewickelt das VBS jeweils die Information der
Öffentlichkeit ab und versichert stets, es handle sich bei
dieser Serie umeine tragischeHäufung von Einzelfällen.
Dochmit jedemneuenAbsturz glaubtman dieser Ver-
teidigungsstrategieweniger. Zu häufig sind die Unfälle,
zu haarsträubend zuweilen die Fehler, die ihnen
zugrunde liegen, als dassman einfachmit der Begrün-
dung «tragischer Einzelfall» zur Tagesordnung überge-
hen könnte. Die US-Pazifikflotte hat kürzlich nach einer
Reihe von Zwischenfällen denKommandanten abge-
setzt, einen Tag Basistraining auf allen Schiffen und eine
gründlicheUntersuchung angekündigt. Nun fordert
niemand denKopf von Luftwaffenkommandant Aldo
Schellenberg. Aber eine rigorose Evaluation vonAusbil-
dung, Trainingsstand und Einsatzdoktrin der Luftwaffe
durch externe Expertenwäre dasMindeste, was das VBS
nach dem jüngstenUnfall anordnenmüsste. (fem.)

Unfallserie erfordertdringend
eine seriöseAbklärung

Schweizer Luftwaffe

«Roboter bedrohen dieMenschheit!»Wir können die
Warnrufe nichtmehr hören, zumal esMaschinen gibt,
die ein nachmenschlichenMassstäben vorbildliches
Leben führen. Die Raumsonde Cassini etwawurde 1997
von der Nasa losgeschickt, umden Saturn zu erfor-
schen. Zuverlässig hat sie ihre Aufgabe zwanzig Jahre
lang erfüllt. Neugierig beobachtete Cassini die Saturn-
monde und lieferte bahnbrechende Erkenntnisse.
Furchtlos stiess sie in die Gefahrenzone umdie Ringe
des Planeten vor. Rücksichtsvoll holte sie in Gravita-
tionsfeldern Schwung und kamdarummitwenig Treib-
stoff aus. AmFreitag ist die Sonde in der Atmosphäre
des Saturn verglüht. «Mission accomplished», schrieb
die Nasa. Undwir sagen: «Danke, Cassini!» (bis.)

EinVorbild trittwürdigab
RaumsondeCassini

Traditionellerweise gibt es in der
Schweizer Politik wohl keine Kuh,
die so heilig ist wie die Bildung – ver-
gleichbar sind fast nur Armee, Land-

wirtschaft und Verkehr. Es gehört darum
auch ganz selbstverständlich zumMantra
von Bildungslobby und Bildungsindustrie
(zu der auch ich gehöre), sich für Bildungs-
offensiven sowie für Gratisbildung auszu-
sprechen. Sich nicht politisch korrekt zu
äussern, ist heikel. Ichmache es trotzdem.

Wenn es umdie Finanzierung des schwei-
zerischen Bildungssystems geht, wird jeweils
entspannt zum Staat geschaut, der als
Hauptfinancier auftritt. Deshalb sind die
Volksschulen unentgeltlich, ähnlich verhält
es sichmit denmeistenMittelschulen, und
bei den Hochschulen entsprechen die Stu-
diengebühren pro Tag etwa dem Preis eines
halben Päckchens Zigaretten. Diese Tatsa-
chenwerden zuwenig geschätzt von Schü-
lern, Studierenden, Eltern, Lehrern und Pro-
fessoren. In der Schweiz lebenwir in einem
Bildungsparadies!

Dies wird nicht ewig soweitergehen. Dass
weder staatliche Ressourcen noch der Good-
will der Bevölkerung unbeschränkt sind,
auch im Bildungsbereich, sollte lieber früher
als später erkannt werden. Es geht heute
nichtmehr nur darum, dass die Bildungs-
kostenweniger wachsen, sondern dass sie
sogar gesenkt werden könnten. Der Bundes-
rat plant – unter demAufschrei vonMedien
und Bildungspolitikern – eine eigentliche
Kürzung bei den Bildungsausgaben, was
nicht allein die ETH, sondern ebenso kanto-
nale Hochschulen treffenwird.

Aber würde ein solcher Paradigmenwech-
sel wirklich das Ende der Schweiz und ihres
angeblich einzigen Rohstoffes bedeuten?
Verlierenwir unseren zentralen Standortvor-
teil, wenn der Staat seine Ausgaben im Bil-
dungsbereich ebenfalls kritisch hinterfragt?
Ich persönlich denke: Nein. Allfällige Kür-
zungen von Staatsausgaben führen nicht
zwangsläufig zu einer Bildungsdefensive.
Sozusagen als Gegenmassnahmen sollten

wir zwei liberale Grundprinzipien zur Finan-
zierung im Bildungsbereich vermehrt zur
Anwendung bringen: das Verursacherprinzip
sowie dasWettbewerbsprinzip.

Das Verursacherprinzip: Die Leistungs-
empfänger des Bildungsangebotsmüssen
verstärkt zur Leistungsfinanzierung heran-
gezogenwerden, damit die Eigenverantwort-
lichkeit auch in diesemBereich stärker
betont wird. Es bedarf dazu keiner amerika-
nischen Verhältnisse. Aber nur schon ange-
messene Erhöhungen von Schul- und
Studiengebühren in der Schweiz, die heute
nochweit unter dem internationalen Durch-
schnitt liegen, dürften diemeisten Finanzie-
rungsprobleme lösen.

Dadurchwerdenweder die soziale
Gerechtigkeit noch der Zugang zur Bildung
für alle infrage gestellt. Von der Unentgelt-
lichkeit oder Fast-Unentgeltlichkeit unserer
Bildung profitiert heute jedermann, unbese-
hen davon, ob er finanziell bedürftig ist oder
nicht. Dies erscheint widersinnig. Ein aus-

gebautes Stipendienwesen kann hingegen
soziale Ungerechtigkeiten verhindern.

DasWettbewerbsprinzip: Bildungsinstitu-
tionen – gerade Universitäten –müssen sich
vermehrt um nichtstaatliche Finanzierun-
gen, sogenannte Drittmittel, bemühen, und
zwar imWettbewerbmit- und gegeneinan-
der. Dass dabei Privatpersonen sowie Unter-
nehmen als Ansprechpartner im Vorder-
grund stehen, darf – ausser aus ideologi-
schen Gründen – nicht stören.

Sponsoring ist nicht per se schlecht oder
abzulehnen. Es gibt ausreichendMöglich-
keiten, unangemessene Einflüsse auf die
Universitäten abzuwehren und die Käuflich-
keit von Lehrstühlen zu verhindern. Respekt
sowie Anerkennung der privaten Sponsoren
sollten jedoch ebenso selbstverständlich sein
wie eine umfassende Transparenz, die Ver-
hinderung von privatenMitsprachen bei
Professorenberufungen oder die Einfluss-
nahme auf Forschungsfelder und For-
schungsergebnisse.

Dass der Leistungsabbau im Bildungsbe-
reich angesichts der starken Lobby politisch
tatsächlich durchgesetzt wird, glaube ich
nicht. Ein Leistungsausbau – sozusagen für
alles und jedes – erscheintmir wenig sinn-
voll. Mit dem Status quo könnenwir in der
Schweiz ganz gut leben. Immerhin: Nicht alle
Investitionen in die Bildung, gerade jene in
Glas und Stahl (Stichwort: Bildungstempel),
erscheinenwirklich bildungsbedingt. Dort
gäbe es sicherlich Sparpotenzial. Investieren
wirmehr inMenschen als in Gebäude!

Solche liberalen Ansichten sind heutzu-
tage vielleicht noch nichtmehrheitsfähig.
Und ich rechne durchausmit Anfeindungen
ausmeinem beruflichen Umfeld. Selbst
in der Rechtsfakultät der Universität Bern
dürfte ich eher eineMinderheitsmeinung
vertreten. Ichmöchte zwar die heilige Kuh
Bildung nicht schlachten und sie nur teil-
weise auf Diät setzen. Aber es bedarf doch
nicht immer nur staatlicher Futtermittel!
Das gilt übrigens auch für diemeisten ande-
ren heiligen Kühe.

DerexterneStandpunkt

KürztderStaatdieBildungsausgaben, gehtdasLanddeswegen
noch langenichtunter. FürdieFinanzierung gibt es ja auchnochdas
Verursacher- unddasWettbewerbsprinzip,meintPeterV.Kunz

DieallerheiligsteKuh inder
Schweiz istdieBildung

Chappatte

PeterV.Kunz

Peter V. Kunz, 52, ist Professor für Wirt-
schaftsrecht an der Universität Bern und
dort seit nunmehr drei Jahren auch Dekan
der juristischen Fakultät. Kunz war bereits
mit 24 Jahren Gemeinderat in Dulliken
undmit 26 Jahren jüngster Solothurner
Kantonsrat. Er gehörte fast 30 Jahre der
FDP an, heute ist er parteilos.


